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seits den konterrevolutionären Banden in Nikaragua zum 
Sturz der sandinistischen Regierung und andererseits den 
durch die USA an der Macht gehaltenen Regierungen El Sal­
vadors, Honduras’ und Guatemalas zur Niederschlagung des 
Volkswiderstandes geben, folgendermaßen begründete: „Die 
Herrschaft der Sandinisten ist eine kommunistische Schrek- 
kensherrschaft. ... Deshalb müssen die Vereinigten Staaten 
... die demokratischen Bestrebungen der Bevölkerung Nika­
raguas unterstützen. Das sind die Contras, sie sind die Frei­
heitskämpfer.“ Und weiter, „El Salvador ... ringt jetzt mit 
großem Mut darum, eine funktionierende Demokratie und 
gleichzeitig ein stabiles Wirtschaftssystem zu errichten ... 
Aber die Sehnsucht El Salvadors nach Demokratie wird stark 
beeinträchtigt durch die in Kuba ausgebildeten und bewaff­
neten Guerilleros, die Gewalt gegen die Bevölkerung anwen­
den...“«

Tatsächlich aber geht es dem USA-Imperialismus über­
haupt nicht um Demokratie, nicht einmal um bürgerliche 
Demokratie, sondern einzig und allein um die Erhaltung und 
Erweiterung seiner Herrschafts- und Einflußsphären. Im re­
volutionär-demokratischen Nikaragua sieht er eine Gefähr­
dung seiner Vorherrschaft in dieser Region, während er im 
faschistischen Terrorregime Somozas eine Stütze dieser Vor­
herrschaft sah. Und um diese — nicht um Demokratie, Frei­
heit und Selbstbestimmung für die Volksmassen — geht es. 
Daher gibt der USA-Imperialismus, wenn eine demokrati­
sche Verkleidung durch ein bürgerlich-parlamentarisches Sy­
stem nicht mehr möglich ist, jederzeit einem militaristischen 
oder faschistischen Regime den Vorzug.

Verstärkte Angriffe auf die demokratischen Rechte 
der USA-Bevölkerung

Zur Entlarvung des wahren Charakters des „Demokratie“- 
Konzepts der Reagan-Administration gehört ferner der Nach­
weis, daß es dem Imperialismus auch im eigenen Land nicht 
einmal um bürgerliche Demokratie geht, wenn sie ihm bei 
seinen aggressiven und sozialreaktionären Zielen im Wege 
steht. Die Hochrüstungs- und Konfrontationspolitik ist mit 
zunehmenden Angriffen auf die demokratischen Rechte und 
Forderungen breiter Bevölkerungsschichten der USA verbun­
den. Das zeigt sich u. a. in folgenden Fakten:

1. Die Reagan-Administration hat als eine Voraussetzung 
ihrer aggressiven Außenpolitik die Aufhebung bzw. drasti­
sche Einschränkung jener gesetzlichen Bestimmungen einge­
leitet, die unter dem Druck der Bürgerrechtsbewegung der 
sechziger und siebziger Jahre vor allem im Ergebnis der 
Niederlage der USA im Vietnam-Krieg erlassen werden 
mußten. Reagan Selbst hatte schon im Wahlkampf 1980 „legis­
lative und administrative Maßnahmen zur Beseitigung der 
Restriktionen, die der Administration als Resultat des unpo­
pulären Krieges in Vietnam, des Watergate-Skandals und 
der allgemeinen Zugeständnisse der sechziger und siebziger 
Jahre auferlegt wurden“, angekünddgt.* 1 14 15

Dazu gehören die Bestimmungen, die die Tätigkeit der 
CIA und des FBI auf bestimmte Aufgabenbereiche begrenzen 
und sie einer gewissen Kontrolle durch den Kongreß unter­
stellen sollten. Mit dem erklärten Ziel, die „Uberwachungs- 
möglichkeiten der CIA zu erweitern“, erließ Reagan eine 
Reihe von Verfügungen, die der CIA wesentlich erweiterte 
Ermächtigungen der Bespitzelung, der Spionage und anderer 
„verdeckter Operationen“ im In- und Ausland geben. Des­
halb „herrscht für die CIA und die anderen Geheimdienste 
Hochkonjunktur, vollzieht sich der größte Ausbau unter Frie- 
denszeitbedingungen, den der amerikanische Geheimdienst 
seit Anfang der fünfziger Jahre erlebt hat“.16

Das USA-Justizministerium hat am 8. März 1983 neue 
Richtlinien erlassen, die die Kompetenzen des Bundeskrimi­
nalamtes (FBI) beträchtlich erweitern. Das FBI ist ermäch­
tigt worden, politische Organisationen zu infiltrieren, Fest­
nahmen und Haussuchungen durchzuführen und Maßnahmen 
der elektronischen Überwachung anzuweriden, „wenn Tatsa­
chen oder Umstände begründet anzeigen, daß zwei oder mehr 
Personen in eine Unternehmung, die Gewalt einschließt, ver­
wickelt sind“.17 Die Richtlinien lassen keinen Zweifel daran,

daß Demonstrationen zur Erreichung politischer und sozialer 
Ziele unter den Begriff „Unternehmung“ fallen.

Mit der Direktive zur nationalen Sicherheit Nr. 13818, die 
das Prinzip von Präventiv- und Vergeltungsechlägen gegen 
„Terroristen“ bekräftigt und die Anwendung von Gewalt 
durch paramilitärische Einheiten des FBI und der CIA fest­
schreibt, ist der Ausbau des Apparates der politischen Re­
pression in den USA jetzt in eine neue Phase eingetreten.19 20

2. Die Verstärkung des Repressivapparates geht einher 
mit dem Bestreben, die Rechte der parlamentarischen Kör­
perschaften einzuschränken. Das sei an folgendem Beispiel 
demonstriert:

Der Kongreß der USA befindet sich bekanntlich seit Jahr­
zehnten fest in der Hand der beiden großbürgerlichen Par­
teien. Das schließt nicht aus, daß z. B. die Ablehnung der 
Hochrüstung durch weite Bevölkerungsschichten die Haltung 
eines Teils der Abgeordneten beeinflussen kann. Um der 
Administration noch freiere Hand zu geben und die — wenn 
auch geringen — Kontrollmöglichkeiten des Kongresses wei­
ter einzuschränken, wurde das Oberste Gericht der USA ein­
geschaltet. Nach dem Urteil des Obersten Gerichts der USA 
vom 23. Juni 1983 wird die Möglichkeit des Kongresses, zu 
überprüfen, wie der Präsident und seine Administration die 
vom Kongreß erlassenen Gesetze ausführen, für verfassungs- ■ 
widrig erklärt. Die praktische politische Wirkung der um­
ständlichen juristischen Konstruktion dieses Urteils ist 
außerordentlich weitreichend. Es bedeutet z. B., daß der Kon­
greß der USA nicht einmal mehr über die im Gesetz über 
die Kriegführung (War Power Act) von 1973 enthaltene und 
ohnehin sehr bescheidene Möglichkeit verfügt, 60 Tage nach 
einer vom Präsidenten ausgelösten unerklärten Kriegführung 
die Zustimmung zur Weiterführung des Krieges zu verwei­
gern.26 Der Zeitpunkt des Urteils stimmt haargenau mit dem 
Aufmarsch von US-Streitkräften vor den Küsten Nikaraguas 
und dem Eingreifen von Interventionstruppen im Libanon 
überein.

Dem Kongreß ist es auf Grund dieses Urteils auch ver­
wehrt, Einfluß zu nehmen auf die Durchführung des Rü- 
stungskontrollgesetzes (Arms Control Act) von 1976, das ihm 
das Recht gab, Rüstungslieferungen der Regierung an andere 
Staaten z>u verbieten. Auch das Gesetz über die Nichtweiter­
gabe von Nukleartechnologie (Nuclear Nonproliferation Act) 
von 1978, auf Grund dessen der Kongreß den Export von nu­
klearer Technologie untersagen konnte, wurde suspendiert.21 
Unter den wenigstens 110 Gesetzen, deren Durchführung 
bisher einer bestimmten Kontrolle des Kongresses unterlag, 
befinden sich auch die Gesetze über Arbeitslosenunterstüt­
zung und andere Sozialmaßnahmen. „Das Urteil des Ober­
sten Gerichts ist eindeutig ... Es gibt dem Präsidenten mehr 
Ermächtigungen und größere Macht“, schreibt ein USA- 
Nachrichtenmagazin.22

3. Die USA-Gewerkschaften sind in jüngster Zeit stärke­
ren Angriffen der Unternehmer und der Reagan-Administra­
tion auf ihre in vielen Jahrzehnten unter großen Opfern 
erkämpften Rechte ausgesetzt. Die Führung der AFL-CIO, 
des Dachverbandes der Gewerkschaften in den USA, die we­
der marxistisch noch reformistisch, sondern systemtreu ist, 
hat dem Kongreß 1983 einen 80 Druckseiten umfassenden 
Bericht vorgelegt, in dem anhand vieler Fakten bewiesen 
wird, daß seit dem Amtsantritt Reagans „eine riesige Um­
verteilung der finanziellen Mittel von den unteren und mitt­
leren Einkommen zugunsten der Reichsten und der großen 
Konzerne“ eingeleitet wurde.23 *

Zugleich wird in dem Bericht an vielen Beispielen ge­
zeigt, wie die legale Tätigkeit der Gewerkschaften durch Ver-
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